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Inhalt. Umſtänden das in Rede ſtehende Beſitzzeugniß ausgeſtellt wurde. Der 

Gemeindevorſteher gab an, er könne ſich mit Beſtimmtheit nicht genau 

Mittheilungen aus der Praxis: 8 ‚ erinnern, ob er dieſes Zeugniß wirklich unterfertigt habe. Wenn es der 

denden unt e ma Kr Fall war, fo geſchah dieſes in der Weiſe, daß der Vertreter der K. 
indirung und Zeitpunkt derſelben. Fer: 8 8 4 : 

Eine Eunſchrünkung der Glltigteitsdauer der im Grunde des Gemeindegeſetzes Eliſabethbahn Dr. J. ihm das gedachte Zeugniß zur Unterfchrift 


ſandte. Uebrigens kenne er das in Frage ſtehende Grundſtück nicht 
genau, habe jedoch von dem im Zeugniſſe beſtätigten Verhältniſſe ge⸗ 
hört und glaubte es um ſo eher unterfertigen zu können, als es all⸗ 
nicht begründen gemein bekannt iſt, daß der alte P., Beſitzer der Poſt in H., allent⸗ 
Unterſagung der Seitens eines Eiſenbahnbau⸗Unternehmers geſchehenen Ausgabe halben Grundſtücke beſaß. a f 
von als Zahlungsmittel in den Cantinen dienenden Blechmarken anſtatt baaren Auf Grund der Erhebung hat die Bezirkshauptmannſchaft unterm 
Geldes an die Arbeiter. 15 9 3 . 22. October 1876 das Erkenntniß gefällt, mit welchem, da die Ge⸗ 
Ablehnung un on autoriſirten Eivilingenieurs um bie Verleihung meindevorſtände zur Ausſtellung derartiger Zeugniſſe nicht berufen 
Sestemiſe en phie. find, das unterm 29. April 1876 von der Gemeindevorſtehung S. 
Perforalken ausgeſtellte Beſitzzeugniß nach S 94 des Gemeindegeſetzes für ungiltig 
Erledigun Ben erklärt und dem geweſenen Gemeindevorſtande für die fehlerhafte Geſetz⸗ 
' anwendung ein Verweis ertheilt wurde. - 
| Die Gemeindevorſtehung hat gegen dieſes Erkenntniß nicht re⸗ 
ar: ; Bee currirt, wohl aber Dr. J. und zwar als Vertreter der Eliſabeth⸗ 
Mittheilungen aus der Praxis. Weſtbahn und der Alois P. . chen Erben, nachdem er 9 
. £ diefem Erkenntniſſe durch Zufall Kenntniß erhalten hat und nach⸗ 
Frage der Ausſtellung gemeindeämtlicher Beſttzzeugniſſe. dem ihm dasſelbe ſpäter über Einſchreiten vom 1. November 1876 
Jakob M., Gutsbeſitzer in S., hat bei der executiven Feilbietung | zugeſtellt worden iſt. Er führte an, daß die K. Eliſabeth⸗Weſtbahn 
am 13. October 1871 das damals dem Alois P. gehörig geweſene daran inſoweit intereſſirt ſei, als die gedachte Beſcheinigung zur An⸗ 
Gut N. erſtanden und iſt als Eigenthümer desſelben und der dazu lage des Eiſenbahnbuches requirirt wurde, und machte geltend, daß die 
gehörigen Gründe, darunter auch der Parcelle Nr. 319 im Grund⸗ Anſicht, daß die Gemeinde zur Ausſtellung eines ſolchen Zeugniſſes 
buche vorgetragen worden. Dieſe Parcelle haben ihm die P.'ſchen Erben nicht berechtigt wäre, eine durchaus irrthümliche und gar nicht einzu⸗ 
ſtreitig gemacht und durch ihren Vertreter Dr. J. einen civilrechtlichen | jehen ſei, warum eine Gemeindevorſtehung nicht befugt ſein ſoll, thatſächliche 
Proceß wegen Ungiltigkeit der grundbücherlichen Auszeigung der ge⸗ Verhältniſſe, wie fie in der Gemeinde vorkommen, zu beſtätigen. Er be⸗ 
nannten Parcelle angeſtrengt, indem fie ſich unter anderen auch auf ein rief ſich übrigens auf den Juſtizminiſterialerlaß vom 16. April 1871, 
von der Gemeindevorſtehung S. unterm 29. April 1876 ausgeſtelltes | 3. 3003, ebenſo auf $ 19 Abſatz 4 des Geſetzes vom 9. Mai 1874 
Beſitzzeugniß beriefen, in welchem beſtätigt wurde, daß die Parcelle (R. G. Bl. Nr. 70). 
Nr. 319 nicht mit dem Gute N. bewirthſchaftet, noch auch von dem Die Landesregierung hat unterm 29. December 1876 folgende 
Beſitzer desſelben Jacob M. factiſch beſeſſen wurde, ſondern daß bier Entſcheidung hinausgegeben: 
ſelbe einen Theil des ſog. Schmiedfeldes bilde und als Zugehör des „Mit dem Juſtizminiſterial⸗Erlaſſe vom 16. April 1871, 
Poſtweſens in H. bewirthſchaftet und beſeſſen wurde. 3. 3003 wurde in Durchführung des Geſetzes vom 6. Februar 1869 
Als Jacob M. von dieſem Zeugniß erfahren, hat er mit Ein⸗ (R. G. Bl. Nr. 18), betreffend das Verfahren bei der grundbücher⸗ 
gabe vom 5. September 1876 bei dem Landesausſchuſſe für Salzburg lichen Zertheilung einer Liegenſchaft auf Grund eines Plenarbeſchluſſes 
Klage erhoben, daß die Gemeindevorſtehung durch Ausſtellung eines des k. k. oberſten Gerichtshofes beſtimmt, daß die Zugehörigkeit eines 
ſolchen Zeugniſſes ihren Wirkungskreis offenbar überſchritten habe, abzutrennenden Grundſtückes zu dem Stammgute nebſt anderen Docu⸗ 
daß überdies in dieſem Zeugniſſe eine offenbare Unwahrheit beſtätigt menten auch durch gemeindeämtliche Zeugniſſe des Bezirkes der Stamm⸗ 
wird, und ſtellte das Erſuchen, der Landesausſchuß möge das gedachte realität, daß das Grundſtück zur Zeit bei dem Stammgute bewirth⸗ 
Beſitzzeugniß ſür ungiltig erklären. ſchaftet und beſteuert werde, beſcheinigt werden könne. Ebenſo beſtimmt 
Der Landesausſchuß hat dieſe Eingabe an die Landesregierung auch der $ 19 des Geſetzes vom 19. Mai 1874 (R. G. Bl. Nr. 70), 
abgetreten, welche ihrerſeits dieſelbe der Bezirkshauptmannſchaft St. J. betreffend die Anlage der Eiſenbahnbücher, daß die Beſtätigung 
zur Amtshandlung zufertigte. Die Bezirkshauptmannſchaft hat ſodann über den Beſitz der von der Eiſenbahn erworbenen Grundſtücke, die 
eine Erhebung eingeleitet, und insbeſondere den geweſenen Gemeinde⸗ Fälle der Expropriation ausgenommen, von der Gemeindevorſtehung 
vorſteher von S. darüber vernommen, für wen und unter welchen auszuſtellen ſei. Wenn auch von dem erſterwähnten Erlaſſe den Ge⸗ 


vom Jahre 1849 vorſchriftsmäßig auf vier Jahre auszuſtellenden Heimat⸗ 
ſcheine Seitens der ausſtellenden Heimatsgemeinde kommt nicht als rechts⸗ 
giltig anzuſehen und konnte daher eine nachtheilige Folge für eine andere 
Gemeinde im Sinne des § 12 bp) des Gemeindegeſetzes vom Jahre 1849 


I 
N 


meinden eine beſondere Mittheilung von Seite der vorgeſetzten Be⸗ 
hörde nicht gemacht wurde und auch nicht gemacht werden konnte, da 


derſelbe nur an die Juſtizbehörden ergangen war, ſo läßt ſich doch 
nicht verkennen, daß ſelbe auf Grund des § 29 der Gemeindeordnung 
verpflichtet ſind, ſowohl zum Zwecke der grundbücherlichen Trennung 


eines Grundſtückes überhaupt, als auch behufs Eintragung des Bahn⸗ 


complexes in das Eiſenbahnbuch derlei, den factiſchen Beſitz irgend 
einer Entität bekundende Zeugniſſe auszuſtellen, da der übertragene 
Wirkungskreis der Gemeinden kein abgeſchloſſener iſt, ſondern Alles um— 
faßt, was ihnen durch Geſetze oder auf Grund derſelben durch behördliche 
Anordnungen zur Beſorgung überwieſen wird; da ferner der übertragene 
Wirkungskreis ſich nicht allein auf die eigentliche Verwaltung im engeren 
Sinne, ſondern auch auf die Mithilfe bei Agenden der Gerichte und 
anderer Behörden erſtreckt. Wiewohl nun aus dem von der Ge⸗ 
meindevorſtehung unterm 29. April 1876 ausgeſtellten Beſitzzeugniſſe 
der Zweck desſelben nicht erſichtlich iſt, geht doch aus dem Re⸗ 
curſe der K. Eliſabethbahn und der P. . chen Erben hervor, 
daß ſelbes ausſchließlich zu gerichtlichen Zwecken ausgeſtellt 
und daher die Gemeindevorſtehung auf Grund des oben ceitirten 
Juſtizminiſterialerlaſſes hiezu in Anſpruch genommen werden konnte, 
beziehungsweiſe verpflichtet war. Aus dieſen Gründen muß daher das 
Erkenntniß der Bezirkshauptmannſchaft vom 22. October 1876 auf⸗ 


gehoben werden, womit der dem Gemeindevorſteher gegenüber ausge⸗ 
Die Beurtheilung der Beweis⸗ 
kräftigkeit und Richtigkeit des beſprochenen Zeugniſſes iſt übrigens ſelbſt⸗ 


ſprochene Verweis von ſelbſt entfällt. 


verſtändlich dem Ermeſſen des zur Amtshandlung hierüber berufenen 
Gerichtes anheimgeſtellt.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung iſt dem Jakob M. das Recht der Be⸗ 
rufung eingeräumt worden. 

Im Recurſe führte M. an, daß es ſich hier weder um die An⸗ 
wendung des Geſetzes vom 6. Februar 1869 (R. G. Bl. Nr. 18), 
betreffend das Verfahren bei der grundbücherlichen Zertheilung einer 


Liegenſchaft, noch auch um die Anwendung des Geſetzes vom 19. Mai 


1874 (R. G. Bl. Nr. 70), betreffend die Anlage der Eiſenbahnbücher, 
ſondern vielmehr lediglich nur um einen beim Bezirksgerichte K. von 
den P. . ſchen Erben wegen Eigenthumsrechtes an der Parcelle 


Nr. 319 gegen den Recurrenten anhängig gemachten ordentlichen Civil⸗ 
proceß handelt, an welchem die k. k. priv. Eliſabeth⸗Weſtbahn durchaus 


nicht intereſſirt iſt, und aus dem einzigen Grunde, weil Dr. J., welcher 
die P. . ‚chen Erben vertritt, zugleich auch Vertreter dieſer Bahn⸗ 
geſellſchaft ift, derſelbe nicht berechtigt war, ſich in den Streit einzumiſchen. 
Recurrent hob weiter hervor, wie gefährlich es wäre, die Entſcheidung 
über den Beſitz von Grund und Boden in die Hände des nächſt beſten 
Gemeindevorſtehers zu legen, welcher kaum leſen und ſchreiben kann, 
und bat um Behebung der recurrirten Entſcheidung beziehungsweiſe 
um Aufrechterhaltung des Erkenntniſſes der erſten Inſtanz. > 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 5. Juli 1877, 
Z. 7285 erkannt: 

„Dem Recurſe des Jakob M. gegen die Entſcheidung der Landes⸗ 
regierung ddo. 29. December 1876 wird keine Folge gegeben, weil 
es jedenfalls Sache der Gerichte bleibt, die Beweiskraft eines ſolchen 
Zeugniſſes zu würdigen. Das Miniſterium des Innern kann aber nicht 
umhin den bei Ausſtellung des Zeugniſſes beobachteten Vorgang als 
ordnungswidrig auszuſtellen, da der geweſene Gemeindevorſteher Joſef G. 
wegen Ausſtellung dieſes Zeugniſſes, von der Bezirkshauptmannſchaft 
vernommen, am 20. October 1876 erklärt hat, daß ihm dieſes Zeug⸗ 
niß vom Advocaten Dr. J. zur Unterſchriſt geſchickt wurde, daß er 
das in Frage ſtehende Grundſtück nicht genau kenne, er hörte nur von 
dem im Zeugniſſe beſtätigten Verhältniſſe und glaubte es um ſo eher 
unterfertigen zu können, als ihm und auch allgemein bekannt war, daß 
der alte P. allenthalben Grundſtücke beſaß.“ K. 


Jagdexſeindirung und Zeitpunkt derſelben “). 


Joſef Z. erſtand am 11. März 1876 die Gemeindejagd Wiſo⸗ 
witz in vorgeſchriebener Weiſe. Etwa ſieben Monate nachher, nämlich 
nach politiſch genehmigtem Gemeindejagdpachtvertrage, begehrten die ſo⸗ 
genannten Singulariſten in Wiſowitz, daß der ihnen gehörige, mehr 


) Vgl. dieſe Zeitſchriſt: Jahrgang 1871, Nr. 22, Jahrgang 1873, 
Nr. 14 und Jahrgang 1874, Nr. 34. drang 
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wurde, 


als 800 Joch große Wald 
ausgeſchieden werde. 

Die 211 Singulariſten haben nämlich den fraglichen Wald im 
Jahre 1860 im Servituten⸗Ablöſungswege als ein gemeinſchaftliches 
Eigenthum zugewieſen erhalten und ſind auch an den gemeinſchaftlichen 
Beſitz geſchrieben worden. Sie bewirthſchaften den Wald ohne Inter⸗ 
vention der Gemeinde durch ein eigens beſtelltes Forſtperſonale, bisher 
war die Jagdbarkeit in dieſem Walde gemeinſchaftlich mit der Ge⸗ 
meindejagd verpachtet, da eine Ausſcheidung ſeitens der Singulariſten 
nicht begehrt worden war 
| Die Bezirkshauptmannfchaft erledigte das Anſuchen der Wiſowitzer 
Singulariſten abweislich, weil ſie dieſelben in jagdrechtlicher Be⸗ 
ziehung wie eine Gemeinde betrachtete. Allein die Statthalterei gab im 
Recurswege dem Anſuchen Folge und fügte noch bei, daß das den 
Singulariſten exſcindirte Jagdgebiet ſoſort öffentlich zu licitiren ſei. 
| Dagegen ergriff der Gemeindejagdpächter den Miniſterialrecurs, 
worin er um Reactivirung der erſten Entſcheidung bat. 

Das Ackerbauminiſterium fand laut Erlaſſes vom 10. October 
1877, 3. 11.117 zu erkennen: „Die Entſcheidung der Statthalterei, in⸗ 
ſoweit mit derſelben die Ausſcheidung des den Wiſowitzer Singulariſten 
gehörigen, mehr als einhundertſünfzehn Hectar (200 Joch) betragenden 
Beſitzbeſtandes (Waldungen nerozdilna hora) aus dem Jagdgebiete der 
Gemeinde Wiſowitz bewilliget wurde, wird beſtätiget, weil dieſe Singula⸗ 
riſten als eine nach den Beſtimmungen des Privatrechtes zu beurthei⸗ 
lende Gemeinſchaft anzuſehen find, und den gemeinſchaſtlichen Grund 
und Boden zur ungetheilten Hand beſitzen, ſomit dieſe Gemeinſchaft 
unter Beobachtung der ſonſtigen jagdpolizeilichen Vorſchriften auch die 
Jagd darauf ſelbſtſtändig ausüben kann. Inſoweit jedoch mit der ge⸗ 
dachten Statthalterei⸗Entſcheidung ausgeſprochen wurde, daß nunmehr 
ſogleich mit der öffentlichen Licitation der Jagd auf dem Beſitzſtande 
der Wiſowitzer Singulariſten vorzugehen, beziehungsweiſe, daß die 
ſofortige Ausſcheidung des den mehrgenannten Singulariſten gehörigen 
Grundcomplexes aus dem Wiſowitzer Gemeindejagdgebiete zu veran⸗ 
laſſen ſei, wird dem dagegen von Joſeph Z. ergriffenen Recurſe Folge 
gegeben und erkannt, daß dieſe Ausſcheidung erſt mit Ablauf des 
zwiſchen der Gemeinde Wiſowitz und Joſeph Z. beſtehenden Jagdpacht⸗ 
vertrages zu geſchehen habe, weil die Ausſcheidung der Eigenjagdge⸗ 
biete im Sinne des § 5 des Jagdpatentes vom 7. März 1849 
nicht von Amtswegen zu erfolgen hat, ſondern nur über eine Erklärung 
des Beſitzers des zuſammenhängenden Grundcomplexes: „daß er von 
der ihm eingeräumten Geſtattung Gebrauch machen wolle“ zu verfügen 
iſt. Eine ſolche Erklärung muß aber rechtzeitig *) abgegeben werden, 
und kann, wenn dies nicht geſchehen iſt, die von dem Jagdpächter der 
Gemeindejagd durch den genehmigten Licitationsact auch rückſichtlich des 
Eigenjagdgebietes bereits erworbenen Pachtrechte nicht beirren“. 

E— e. 


„nerozdilna hora“ als Eigenjagdgebiet 


Eiue Einſchränkung der Giltigkeitsdauer der im Grunde des Ge⸗ 
meindegeſetzes vom Jahre 1849 vorſchriftsmäßig auf vier Jahre 
auszuſtellenden Heimatſcheine Seitens der ausſtellenden Heimats⸗ 
gemeinde kommt nicht als rechtsgiltig anzuſehen und konnte 
daher eine nachtheilige Folge fur eine andere Gemeinde im Sinne 
des §12 b) des Gemeindegeſetzes vom Jahre 1849 nicht begründen. 


| Das Heimatrecht des Bergarbeiters Joſef W. kam zur Sprache, 
als derſelbe im Jahre 1876 bei der Gemeindevorſtehung ſeines Auf⸗ 
enthaltes um die Erwirkung eines Arbeitsbuches einſchritt. Derſelbe 


) Die Entſcheidung läßt die Frage unbeantwortet, was unter „rechtzeitig“ 
zu verſtehen ſei. Es find vier Fälle denkbar: 1. vor Ausſchreibung der Licitation, 
damit ſchon in der Ausſchreibung das durch die Exſeindirung reſtringirte Jagd⸗ 
gebiet, welches das Licitationsobject bilden ſoll, genau bezeichnet werden kann; 
2. mindeſtens vor der Licitation, damit die Licitation unter genauer Bezeichnung 
des Objectes rechtswirkſam erfolgen kann und nicht der unter behördlicher Inter⸗ 
vention zu Stande gekommene Licitationsact durch eine ſpätere Exſeindirung ge⸗ 
ſtört und hinfällig gemacht werde; 3. mindeſtens vor der Genehmigung der Liei⸗ 
tation, weil erſt die Genehmigung dem Pächter ein Recht auf das ganze Liei⸗ 
tationsobject, alſo das ganze Gemeindejagdgebiet ohne Ausſcheidung der nicht 
früher exſeindirten Eigenjagdgebiete gibt; 4. zu jeder beliebigen Zeit, alſo auch 
während der Dauer eines genehmigten Jagdpachtes. — Die Miniſterialentſchei⸗ 
dung hat nur die 4. Modalität als unzuläſſig bezeichnet, was auch für den 
vorliegenden Fall genügte. Eine Entſcheidung über die Fälle 1., 2. und 3. in 
ihrem Gegenſatze ſchien im vorliegenden Fall nicht nothwendig, daher auch 
rückſichtlich dieſer drei Modalitäten die Frage offen geblieben iſt. Ihre Löſung 
bleibt daher noch immer der doctrinellen Auslegung vorbehalten. 

Bem. d. Einſenders. 
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war während ſeines vom Jahre 1854 an dauernden Aufenthaltes in der machung der kärutneriſchen Statthalterei ddo. 29. Mai 1850, 
Gemeinde H. bis zum Jahre 1858 mit einem Heimatſcheine der L. G. Bl. Z. 239 beruft, in welcher die Ausfertigung der Heimat⸗ 
Gemeinde L. verſehen, welchen er in jenem Jahre gelegentlich der ſcheine auf die Dauer von 4 Jahren angeordnet wird, woraus ſich die 
Ausfolgung eines Reiſepaſſes beim Bezirksamte A. abgab. Giltigkeitsdauer auf 4 Jahre auch bei auf eine kürzere Dauer ausge⸗ 
Die Gemeinde H. wendete ſich wegen Ausſtellung des Arbeits⸗ ſtellten Heimatſcheinen ergebe; ſie ſtellte das Begehren, daß unter Be⸗ 
buches für W. an die Gemeinde L.; dieſelbe anwortete jedoch ablehnend, hebung der recurrirten Entſcheidung das Erkenntniß der J. Inſtanz 
indem ſie angab, daß W. wohl mit einem vom Gemeindeamte L. wieder in Kraft geſetzt werde. 
unterm 15. Februar 1853 ausgefolgten Heimatſcheine verſehen wurde, Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 19. März 1877, 
daß jedoch dieſer Heimatſchein nur auf 1 Jahr ausgeſtellt war. Da Z. 247 dem Recurſe Folge zu geben und unter Behebung der ange⸗ 
nun W. feit 15. Februar 1854 ſich ohne einen giltigen Ausweis in fochtenen Landesregierungs⸗Entſcheidung conform mit der Entſcheidung 
der Gememde H. aufhielt, habe er dortſelbſt nach dem Gemeindegeſetze der J. Inſtanz zu erkennen befunden, daß Joſef W. in der Gemeinde L. 
von 1849 die Zuſtändigkeit erworben. Die Gemeinde H. wendete ſich heimatberechtigt iſt. „Denn nach dem im Grunde des Gemeindegeſetzes 
hierauf an die Bezirkshauptmannſchaft V. mit der Bitte, daß W. als vom Jahre 1849 erfloſſenen h. o. Erlaſſe vom 23. April 1850, 8. 
nach L. zuftändig erkannt werde; fie berief ſich hierauf auf $ 136 des 8143, verlautbart mit der Kundmachung der k. k. kärntneriſchen Landes⸗ 
Gemeindegeſetzes vom Jahre 1849, nach welchem den damals ausge⸗ regierung ddo. 29. Mai 1850 (L. G. Bl. Nr. 239) waren die 
ſtellten Heimatſcheinen eine 4jährige Giltigkeit zukomme und die Be⸗ Heimatſcheine auf die Dauer von 4 Jahren auszufertigen, woraus ſich 
ſchränkung auf eine kürzere Zeit ungeſetzlich fei, wonach der Heimatſchein ergibt, daß eine vorſchriftswidrige Einſchränkung dieſer Giltigkeitsdauer 
des W. ddo. 15. Februar 1853 geſetzlich bis 15. Februar 1857 von Seite der Heimatsgemeinde eine nachtheilige Folge fiir eine andere 
giltig war. Nachdem nun W. nach Ablauf dieſer Giltigkeitsperiode fich | Gemeinde im Sinne des § 12 b) des Gemeindegeſetzes vom Jahre 
eine andere Zuſtändigkeit durch ausweisloſen Aufenthalt nach keinem 1849 nicht begründen konnte. Da hiernach der dem Joſef W. von der 
der drei Heimatsgeſetze von 1849, 1859 und 1863 mehr erwerben Gemeinde S. ausgeſtellte Heimatſchein ddo. 15. Februar 1853 bis 
konnte, ſo ſei er noch nach L. zuſtändig. zum 15. Februar 1857 giltig war, ſo war die Erwerbung des 
Ueber die Aufforderung der Bezirkshauptmannſchaft, die Zu⸗ Heimatrechtes in der Gemeinde H. nach der eben angeführten geſetz⸗ 
ſtändigkeit des W. anzuerkennen, erklärte die Gemeinde L., derſelben lichen Beſtimmung von Seite des W. ausgeſchloſſen. Nachdem nun 
nicht nachkommen zu können und berief ſich hiebei ebenfalls auf den weiters nicht vorliegt und auch nicht behauptet wird, daß Joſef W. 
8 136 des Gemeindegeſetzes von 1849, aus welchem gefolgert werden in anderer Weiſe ein Heimatrecht außerhalb der Gemeinde L. erworben 
müſſe, daß ein nach dieſem Geſetze ausgeſtellter Heimatſchein wohl habe, iſt derſelbe auch gegenwärtig als in dieſer Gemeinde zuſtändig 
dann als ungeſetzlich anzufechten wäre, wenn er auf länger als 4 anzuſehen.“ 6. 
Jahre ausgeſtellt, nicht aber dann, wenn er auf eine kürzere Zeit aus⸗ 
gefertigt wurde, da das Geſetz eine Beſchränkung in dieſer Richtung 
1 ee Negev de Senkungemietel in ben enten 
Die Bezirkshauptmannſchaft hat unterm 28. September 1876 ſchehenen Ausgabe vo e n i 
entſchieden, daß Joſef W. in der Ortsgemeinde L. heimatberechtigt iſt dienenden Blechmarken anſtatt baaren Geldes an die Arbeiter. 
und daß daher derſelben die Ausfertigung des Arbeitsbuches für W. Mehrere Gewerbetreibende von O. haben bei der Gemeinde⸗ 
zuſteht. In den Gründen wird geſagt: „Der $ 136 des Gemeinde⸗ vorſtehung zu Protokoll am 10. Jänner 1877 gegen die bei der 
geſetzes von 1849 normirt die Giltigkeitsdauer der Heimatſcheine S.⸗Bahn angeſtellten Subbauunternehmer Karl Sch. und Karl B. Klage 
auf 4 Jahre, daher der am 15. Februar 1853 ausgeſtellte Heimatſchein geführt, daß dieſelben ihre Arbeiter anſtatt mit baarem Gelde mit Blech⸗ 
bis 15. Februar 1857 giftig war, wonach W. unter der Wirkſamkeit marken auszahlen, wodurch fie die Arbeiter zwingen, nur bei ihnen allein 
des citirten Gemeindegeſetzes eine Zuſtändigkeit in der Gemeinde H. ihre täglichen Bedürfniſſe abzunehmen, namentlich auch Victualien und 
nach $ 12 lit. b daſelbſt nicht erwerben konnte. Nachdem W. auch Getränke zu beziehen. Dadurch werden aber auch die Gewerbetreiben⸗ 
nach dem Gemeindegeſetze vom Jahre 1859 und nach dem Heimatsgeſetze den unfreiwillig veranlaßt, von den Arbeitern für Wohnung, Schuhe, 
vom Jahre 1863 anderwärts kein Heimatsrecht erworben hat und auch Wäſchereinigung ꝛc. Blechmarken anſtatt Geld zu nehmen, und da ſie 
nicht ausdrücklich in einen Gemeindeverband aufgenommen wurde, iſt oft Verluſte erleiden, fo bitten fie um Abſtellung dieſes Mißbrauches. 
er bis jetzt in der Gemeinde L. zuſtändig geblieben.“ Die Bezirkshauptmannſchaft G., welcher dieſes Protokoll vorge⸗ 
Gegen dieſe Entſcheidung hat die Gemeinde L. den Recurs an legt wurde, hat mit Erlaß vom 19. Jänner 1877 den Beſchwerde⸗ 
die Landesregierung eingebracht, in welchem ſie das bereits früher der führern bedeuten laſſen, daß ein derartiges Vorgehen von Seiten der 
Bezirkshauptmannſchaft gegenüber geltend gemachte Argument, daß durch Subbauunternehmer durch kein Geſetz verboten iſt; daß es den Unter⸗ 
§ 136 des Gemeindegeſetzes de 1849 wohl die Giltigkeit eines Heimat⸗ nehmern und ihren Arbeitern anheimgeſtellt werden muß, in welcher 
ſcheines über 4 Jahre, nicht aber die Ausſtellung eines Heimatſcheines Weiſe und unter welchen Modalitäten ſie ihren wechſelſeitigen civil⸗ 
auf eine kürzere Zeit ausgeſchloſſen wird, neuerdings vorbringt und rechtlichen Verbindlichkeiten nachkommen wollen, und daß die Gewerbe⸗ 
das Petit ſtellt, daß unter Aufhebung der recurrirten Entſcheidung treibenden in O. durch Ablehnung der Annahme der Marken an 
erkannt werde, es ſei Joſef W. in Folge feines ſeit 15. Februar 1854 Stelle des baaren Geldes in die Lage geſetzt ſind, jeden Nachtheil 
ausweisloſen Aufenthaltes in der Gemeinde H. nach § 12 lit. b des bintanzuhalten. 
Gemeindegeſetzes von 1849 dorthin zuſtändig geworden. Johann St., Hausbeſitzer und Gaſtwirth in O. und Genoſſen 
Die Landesregierung hat auch in dieſem Sinne unterm 24. No⸗ haben gegen dieſen Beſcheid an die Statthalterei recurrirt und ſtellten 
vember 1876 in Folgegebung des Recurſes entſchieden, da erwieſen iſt, das Erſuchen, es möge wenigſtens dahin gewirkt werden, daß den 
daß der Heimatſchein vom 15. Februar 1853 ausdrücklich nur auf die Gewerbetreibenden von Seite der Subbauunternehmer die Garantie 
Dauer eines Jahres ausgeſtellt war, ſonach am 15. Februar 1854 erloſchen geleiſtet wird, daß ihnen die jeweilig anſtatt baaren Geldes zukommen⸗ 
iſt, die in der recurrirten Entſcheidung aufgeſtellte Anſicht aber, daß den Marken gegen gangbare Münze eingewechſelt werden. 
dieſer Heimatſchein ungeachtet ſeiner kürzeren Giltigkeitsdauer nach Die Statthalterei hat mit Entſcheidung vom 10. April 1877, 
§ 136 des Gemeindegeſetzes von 1849 als auf 4 Jahre giltig zu in Hinblick auf den Finanzminiſterial⸗Erlaß ddo. 8. Februar 1849 
betrachten iſt, jeder geſetzlichen Begründung entbehrt, indem aus der (R. G. Bl. Nr. 123) dieſem Recurſe Folge gegeben und unter Auf⸗ 
lediglich die Maximalgiltigkeitsdauer der Heimatſcheine normirenden hebung der recurrirten Entſcheidung erkannt, daß den Subbauunter⸗ 
Beſtimmung des § 136 weder den Gemeinden die Berechtigung zur Aus⸗ nehmern Sch. u. B. die Ausgabe von Blechmarken ſtatt baaren Geldes 
ſtellung von Heimatſcheinen auf kürzere Dauer abgeſprochen, noch auch ſogleich einzuſtellen iſt und daß dieſelben anzuweiſen ſind, dieſe Marken 
gefolgert werden kann, daß Heimatſcheine ungeachtet ihrer ausdrücklichen binnen einer ihnen zu ſtellenden peremptoriſchen Friſt einzulöſen. 
Beſchränkung auf eine kürzere Zeit ex lege als auf 4 Jahre giltig In dem dagegen eingebrachten Miniſterialrecurſe wurde ausge⸗ 
angeſehen werden mußten. führt, daß, die Statthalterei⸗Entſcheidung weder im Geſetze begründet 
Gegen dieſe Entſcheidung hat die Gemeinde H. den Miniſterial⸗ noch aus Opportunitätsrückſichten gerechtfertigt ſei. Der citirte Finanz 
recurs eingebracht, in welchem ſie ſich namentlich auf die auf dem miniſterial⸗Erlaß vom Jahre 1849 ſei auf den vorliegenden Fall 
Miniſterialerlaß vom 23. April 1850, 3. 8143 beruhende Kund⸗ nicht anwendbar, da die von den Unternehmern ausgegebenen Blech⸗ 
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marken keine zum allgemeinen Marktverkehre beſtimmten Geldzeichen 
find, ſondern nur den Zweck haben, dem Arbeiter eine Anweiſung auf 
die an beſtimmten Zahlungstagen an ihn zu erfolgende Lohnzahlung 
zu geben, und ihn in den Stand zu ſetzen, für den Fall, als ihm die 
Mittel zu ſeiner Verpflegung mangeln ſollen, durch Abtretung dieſer 
Anweiſung in den Eiſenbahncantinen ſich den Lebensunterhalt zu verſchaffen. 
Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 18. Auguſt 1877, 
8. 7274 im Einvernehmen mit dem k. k. Finanz⸗ und dem Handels⸗ 
miniſterium dem Recurſe der Subbauunternehmer an der S.⸗Bahn 
Karl Sch. und Karl B. gegen die Entſcheidung der Statthalterei 
vom 10. April 1877, mit welcher den Recurrenten die Ausgabe von 
als Zahlungsmittel in den Cantinen dienenden Blechmarken an die 
bei ihnen beſchäftigten Arbeiter unterſagt und aufgetragen wurde, die 
bereits verausgabten Marken innerhalb einer zu beſtimmenden Friſt 
einzulöſen, unter Beſtätigung der angefochtenen Statthalterei⸗Entſcheidung 
keine Folge zu geben befunden. L. 


Ablehnung des Anſuchens eines antorifirten Civil⸗Ingenieurs 
um die Verleihung einer Baumeiſter⸗Conceſſion. 

Der behördlich autoriſirte und beeidete Civil⸗Ingenieur Friedrich 
St. in Wien iſt um die Verleihung einer Baumeiſter⸗Conceſſion für 
Wien eingeſchritten. 

Der Wiener Magiſtrat hat das Geſuch mit dem Antrage auf 
Verleihung der nachgeſuchten Conceſſion der n.⸗6. Statthalterei vorge⸗ 
legt; dieſe hat aber mit Entſcheidung vom 13. Juli 1876 dem Geſuche 
des St. aus dem formellen Grunde keine Folge gegeben, weil dieſer 
die Befugniſſe eines Civil⸗Ingenieurs inne hat, daher das Befugniß 
eines Baumeiſters ohnehin beſitzt. 

In dem dagegen ergriffenen Recurſe hebt St. hervor, daß er 
als Civil⸗Ingenieur allerdings die Berechtigung habe, Bauten zu leiten 
und auszuführen, dieſer Umſtand ſei aber bei den Wenigſten im Publicum 
bekannt und herrſche vielmehr die Meinung vor, daß zur Leitung und 
Führung von Hochbauteu im Sinne des Baugeſetzes nur Stadtbaumeiſter 
berechtigt ſeien; ferner daß es fraglich fei, ob die autoriſirten Civil⸗ 
Ingenieure, ſowie die Baumeiſter, Lehrlinge dingen und zu Geſellen 
freiſprechen laſſen können und ob fie gleich Baumeiſtern in den Verband 
der Genoſſenſchaft der Baumeiſter, Maurer und Steinmetze aufgenommen 
werden können. Deßhalb ſei er um Verleihung einer Stadtbaumeiſter⸗ 
Conceſſion eingeſchritten und hiemit um alle Befugniſſe der Baumeiſter, 
wie fie dieſelben thatfächlich genießen und ausüben, worunter auch der 
Titel „Stadtbaumeiſter“ gehört, welcher dem Publicum gegenüber 
durchaus nothwendig ſei. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 23. October 1876, 
8. 14413 dem Recurſe des Friedrich St. keine Folge zu geben 
befunden, „weil Friedrich St. in ſeiner Eigenſchaft als Civil⸗Ingenieur 
nach den Beſtimmungen der Statthalterei⸗Kundmachung vom 27. Auguſt 
1861, 3. 1446 zu behandeln iſt und die den Baumeiſtern nach 8 23 
der Gewerbeordnung zuſtehenden Befugniſſe im Sinne des 8 2 der 
obigen Kundmachung beſitzt.“ M. 
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Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Finanzcommiſſär Johann Zechner in Gra 
anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Finanz⸗Ober⸗ 
commiſſärs verliehen. 

1a, Seine Majeſtät haben dem Hilfsämterdirector der Grazer Finanz⸗Landes⸗ 
direction Johann Fliſſek anläßlich deſſen Penfionirung den Titel eines kaiſerlichen 
Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Director der galiziſchen Landtafel Alexander 
Czaykowski anläßlich deſſen Penſion irung den Titel eines kaiſerlichen 
Rathes verliehen. 


Erledigungen. 


Förſtersſtelle im Bereiche der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection für 
Kärnten, Krain, Küſtenland und Dalmatien mit der zehnten Rangsclaſſe, even⸗ 
tuell eine oder zwei Forſtaſſiſtentenſtellen der eilften Rangsclaſſe oder eine Forſt⸗ 
elevenſtelle, bis 10. November. (Amtsbl. Nr. 244.) 

Finanzrathsſtelle bei der Finanzlandesdirection in Oberöſterreich, bis Ende 
November. (Amtsbl. Nr. 247.) 
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